
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!

Ja
Ja

Für die Amtliche Sammlung! Ja

Gesetz: GG Art. 9 ; ArbGG 1953 § 2 Abs. 1 Nrn. 1 und 4,
§ 8 Abs. 1, § 80 Abs. 1; Übereinkommen Nr. 135 
der Internationalen Arbeitsorganisation vom 23* 
Juni 1971 über Schutz undErleichterungen für_
Arbeitnehmervertreter im Betrieb (BGBl7 II 1973» 
953) Art. 2, 3, 4, 6

Leitsätze: 1. Die Gewerkschaften haben keinen gesetzli­
chen Anspruch gegenüber den Arbeitgebern, 
die Wahlen der gewerkschaftlichen Vertrau­
ensleute im Betrieb durchführen zu lassen. 
Ein solches Recht ergibt sich nicht aus 
Art. 9 Abs. 3 GG. Es kann auch nicht aus 
dem Übereinkommen Nr. 135 der Internatio­
nalen Arbeitsorganisation vom 23* Juni 1971 
abgeleitet werden.

2. Für eine entsprechende Klage sind die Ge­
richte für Arbeitssachen zuständig. Sie ent­
scheiden im Urteils- und nicht im Beschluß­
verfahren.

Aktenzeichen: 1 AZR 303/77
Urteil des BAG vom 8. Dezember 1978 LAG Düsseldorf
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1__AZR 305/77 
7 Sa 626/76 Düsseldorf

Verkündet am 
8. Dezember 1978
gez. Ude, 
Angestellteals Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 8. Dezember 1978 durch den Prä­
sidenten Professor Dr. Müller, die Richter Bichler und Dr. 
Seidenstieker sowie die ehrenamtlichen Richter Bücker und 
Dr. Giese für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 28.
Oktober 1978 - 7 Sa 626/76 - wird zurückge­
wiesen.
Die Klägerin trägt die Kosten der Revision.
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Tatbestand:

Die Parteien streiten darüber, ob die klagen­
de Gewerkschaft das Recht hat, ihre Vertrauensleu­
te im Betriebe der Beklagten außerhalb der Arbeits­
zeit und während der Pausen unter ihrer Anleitung 
wählen zu lassen.

Die Beklagte - ein Unternehmen der Glasindu­
strie - beschäftigt ungefähr 870 Arbeitnehmer, von 
denen etwa 660 bei der Klägerin gewerkschaftlich 
organisiert sind. Im Organisationsbereich der Klä­
gerin wären für die Zeit vom 15. September bis zum 
15. Dezember 1975 die Wahlen der gewerkschaftli­
chen Vertrauensleute vorgesehen. Hierzu hatte der 
Hauptvorstand der Klägerin am 29. September 1972 
Richtlinien über das Wahlverfahren sowie über Punk­
tion und Aufgaben der Vertrauensleute beschlossen. 
Danach werden die gewerkschaftlichen Vertrauensleu­
te von den bei der Klägerin organisierten Arbeit­
nehmern des jeweiligen Betriebes aus ihrer Mitte 
gewählt. Sie sind ehrenamtliche Funktionäre der 
Klägerin und haben die allgemeine Aufgabe, an der 
Gestaltung und Festigung der gewerkschaftlichen 
Organisation mitzuwirken und die Gewerkschaftspo­
litik der Klägerin im Betrieb zu vertreten. Zu ih­
ren besonderen Aufgaben gehört es, die Mitglieder 
der Klägerin über ihre Gewerkschaft und deren Zie­
le aufzuklären und sie zu beraten, Beschlüsse, An­
weisungen und Mitteilungen gewerkschaftlicher Or­
gane bekanntzugeben und für ihre Beachtung zu sor­
gen, gewerkschaftliches Material wie Zeitungen, 
Zeitschriften und Flugblätter zu verteilen, neue 
Mitglieder für die Klägerin zu werben und Austrit­
ten entgegenzuwirken, die Mitglieder über ihre 
tariflichen Ansprüche aufzuklären und sie mit ih­
ren Rechten und Pflichten als Arbeitnehmer ver­
traut zu machen, mit ihnen gewerkschaftliche For-
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derungen und die zukünftige Tarifgestaltung zu dis­
kutieren sowie Anträge und Vorschläge hierzu an die 
Organisation weiterzuleiten, Wahlen für die Betriebs­
vertretungen und die Sozialversicherungsträger vor­
zubereiten und die erforderlichen Vorschlagslisten 
aufzustellen, die Verwaltungsstelle der Klägerin 
zu unterstützen und sie über alle wichtigen, das 
Interesse der Organisation der Klägerin berührenden 
Vorgänge im Betrieb zu informieren.

Unter dem 12. September 1975 teilte die Beklag­
te dem bei der Klägerin organi sie arten Betriebsrats­
vorsitzenden mit, daß sie sich nicht imstande sehe, 
der Durchführung der Wahl der Vertrauensleute inner­
halb ihres Betriebes zuzustimmen. Auf eine schrift­
liche Gegenvorstellung der Klägerin vom 24. Septem­
ber 1975 bestätigte die Beklagte mit Schreiben vom 
29. September 1975 ihren ablehnenden Standpunkt.

Die Klägerin vertritt die Auffassung, die Be­
klagte sei aufgrund des Art. 9 Abs. 3 GG verpflich­
tet, die Wahl der gewerkschaftlichen Vertrauensleu­
te in ihrem Betrieb zu dulden und zur Durchführung 
der Wahl einem hauptamtlichen Gewerkschaftsbeauftrag­
ten Zutritt zum Betrieb zu gewähren. Der Schwerpunkt 
der gewerkschaftlichen Betätigung zur Erfüllung der 
koalitionsspezifischen Aufgaben liege im Betrieb.
Dem verfassungsmäßigen Auftrag, die Arbeits- und 
Wirtschaftsbedingungen ihrer Mitglieder zu wahren 
und zu fördern, könne eine Gewerkschaft nur nach- 
kommen, wenn sie im Betriebe durch eine gegliederte 
und auf demokratischer Willensbildung beruhende Or­
ganisation gegenwärtig sei. Dem Klagebegehren stün­
den weder Art. 13 noch Art. 14 GG entgegen; diese 
Verfassungsnormen seien unter Beachtung der in Art.
9 Abs. 3 GG getroffenen GrundentScheidung auszule­
gen. Eine Verneinung des Klageanspruchs würde im üb­
rigen auch gegen das Übereinkommen Kr. 135 der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation verstoßen.
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Die Klägerin hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen,
1. die Durchführung der Vertrauens­

leutewahl der Klägerin nach den 
Richtlinien der Klägerin vom 29. 
September 1972 im Betriebe der 
Beklagten außerhalb der Arbeits­
zeit und während der Pausen in 
den Pausenräumen zu dulden,

2. die Behinderung von Mitgliedern 
der Klägerin bei der Ausübung 
ihres aktiven und passiven Wahl­
rechts zu unterlassen,

3. Beauftragten der Klägerin zur 
Durchführung der Wahl Zutritt 
zum Betrieb zu gewähren.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und 
entgegnet:

Art. 9 Abs. 3 GG rechtfertige den Klageanspruch 
nicht. Die Wahl von gewerkschaftlichen Vertrauens­
leuten im Betriebe sei für die Erhaltung und Siche­
rung der Etxistenz der Klägerin nicht unerläßlich; 
die Wahl könne auch außerhalb des Betriebes durch­
geführt werden. In Wahrheit gehe der Streit nicht 
um eine koalitionsmäßige Betätigung der Klägerin im 
Betriebe, sondern um die verbandsinteme Wahl von 
Vereinsorganen. Durch die Wahl von Gewerkschafts­
funktionären im Betrieb werde die Situation der 
Nichtorganisierten in unzumutbarer Weise betroffen, 
weil diese sich durch Nichtteilnahme an der Wahl 
nach außenhin deutlich zu ihrem Außenseitertum be­
kennen müßten. Das Begehren der Klägerin laufe fer­
ner darauf hinaus, daß sie - die Beklagte - mit ih­
ren Mitteln ihren sozialen Gegenspieler unterstüt­
zen solle; denn mit der Durchführung der Wahl im 
Betriebe nehme die Klägerin die Räume, den elektri­
schen Strom, die Heizung, Parkplätze, den Pförtner 
und sonstiges Bewachungs- und Aufsichtspersonal so­
wie andere Betriebsmittel für sich und ihre ver-
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bandsinternen Zwecke in Anspruch. Auf das Überein­
kommen Nr. 135 der Internationalen Arbeitsorganisa­
tion könne der Klageanspruch nicht gestützt werden, 
weil der Inhalt des Abkommens im deutschen Arbeits­
recht bereits verwirklicht sei.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben 
die Klage abgewiesen. Mit der zugelassenen Revision 
verfolgt die Klägerin ihr Klagebegehren weiter, wäh­
rend die Beklagte um Zurückweisung der Revision 
bittet.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist unbegründet. Die Klägerin hat 
keinen Rechtsanspruch darauf, ihre Vertrauensleute 
im Betriebe der Beklagten wählen zu lassen.

I. In prozessualer Hinsicht bestehen keine Beden­
ken. Die Vorinstanzen haben zu Recht die sachliche 
Zuständigkeit der Arbeitsgerichtsbarkeit angenom­
men und auch zutreffend im Urteilsverfahren und 
nicht im arbeitsgerichtlichen Beschlußverfahren ent­
schieden.

1. Die Zuständigkeit der Gerichte für Arbeitssa­
chen folgt für den vorliegenden Fall aus § 2 Abs.
1 Nr. 1 ArbGG.

Nach dieser Vorschrift sind die Gerichte für 
Arbeitssachen ausschließlich zuständig für bürger­
liche Rechtsstreitigkeiten zwischen tariffähigen Par­
teien oder zwischen diesen und Dritten aus unerlaub­
ten Handlungen, soweit es sich um Prägen der Verei­
nigung sf re iheit handelt. Nach der Rechtsprechung des 
Senats (BAG 17, 218 [221] = AP Nr. 6 zu Art. 9 GG; 
Urteil vom 14. Februar 1978 - 1 AZR 280/77 zur 
Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung und im
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Nachschlagewerk des Bundesarbeitsgericht bestimmt) 
handelt es sich um die Frage der Vereinigungsfrei­
heit nicht nur dann, wenn darüber gestritten wird, 
ob Arbeitnehmer sich in einer Koalition zusammen­
schließen dürfen oder sich in ihrem sich aus Art. 9 
Abs. 3 GG ergebenden Koalitionsrecht beeinträch­
tigt fühlen. Vielmehr liegt eine Angelegenheit der 
Vereinigungsfreiheit im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 
ArbGG auch dann vor, wenn zur Entscheidung steht, 
ob sich eine Arbeitnehmerkoalition (Gewerkschaft) 
in bestimmter, von ihr in Anspruch genommener koa­
litionsspezifischer Weise betätigen darf. Um eine 
solche Frage geht es im vorliegenden Rechtsstreit. 
Die Klägerin stützt ihr Klagebegehren auf Art. 9 
Abs. 3 GG. Sie ist der Meinung, die Beklagte ver­
stoße gegen die genannte Verfassungsbestimmung, 
wenn sie die Wahl der gewerkschaftlichen Vertrau­
ensleute außerhalb der Arbeitszeit und während der 
Pausen in ihrem Betrieb nicht duldet. Gegenstand 
des Rechtsstreits ist mithin die Frage nach dem 
Inhalt und der Tragweite der verfassungsrechtlich 
garantierten Koalitionsfreiheit. Damit ist die 
sachliche Zuständigkeit der Arbeitsgerichtsbarkeit 
ohne weiteres gegeben. Der Begriff der unerlaubten 
Handlung in § 2 Abs. 1 Nr. 1 ArbGG tritt demgegen­
über zurück. Im übrigen ist er auch weit auszule­
gen. Das folgt aus der denkbar weiten Fassung des 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 ArbGG unter Beachtung des Zusam­
menhangs der Zuständigkeitsregelung in § 2 ArbGG, 
die den Bereich des Arbeitsrechts und die Verhält­
nisse der am Arbeitsleben Beteiligten in dieser 
ihrer Eigenschaft überhaupt erfassen will. Nach 
dem Vortrag der Klägerin wird in ihre koalitions­
spezifische Betätigungsfreiheit durch die Weige­
rung der Beklagten, die Wahl der gewerkschaftli­
chen Vertrauensleute in ihrem Betrieb zu dulden, 
entgegen der Rechtsordnung eingegriffen. Das ge-
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nügt, um die arbeitsgerichtliche Zuständigkeit zu 
begründen.

2. Für den vorliegenden Rechtsstreit ist auch das 
Urteilsverfahren die gebotene Verfahrensart.

Das Beschlußverfahren käme nur in Frage, wenn 
es sich bei der Wahl der gewerkschaftlichen Ver­
trauensleute im Betriebe um eine Angelegenheit aus 
dem Betriebsverfassungesetz im Sinne von § 2 Abs. 1 
Nr. 4 ArbGG handeln würde (§§ 8 Abs. 1, 80 Abs. 1 
ArbGG). Das ist nicht der Fall. Der in § 2 Abs. 1 
Nr. 4 ArbGG verwendete Begriff "Angelegenheiten aus 
dem Betriebsverfassungsgesetz" ist zwar als General­
klausel weit auszulegen. Er erfaßt nicht nur die 
Streitfälle, die sich aus der unmittelbaren Anwen­
dung des Betriebsverfassungsgesetzes ergeben, son­
dern darüber hinaus alle Streitigkeiten aus dem Be­
triebsverfassungsrecht schlechthin; sämtliche Streit­
fragen der betriebsverfassungsrechtlichen Ordnung 
im weiteren Sinne sollen im arbeitsgerichtlichen Be­
schlußverfahren entschieden werden (Beschlüsse des 
Senats vom 19. Februar 1975 - 1 ABR 55/75 und 94/75 
- AP Nrn. 9 und 10 zu § 5 BetrVG 1972, auch zur Ver­
öffentlichung in der Amtlichen Sammlung des Bundes­
arbeitsgerichts bestimmt). Hier geht es jedoch nicht 
um Fragen der betriebsverfassungsrechtlichen Ord­
nung in diesem weiteren Sinne. Die Parteien strei­
ten nicht darüber, ob die Einrichtung der gewerk­
schaftlichen Vertrauensleute eine Institution der 
Betriebsverfassung darstellt oder ob etwa durch sie 
eine Störung oder Behinderung der Betriebsratstätig­
keit eintritt. Streitgegenstand sind überhaupt nicht 
Fragen, die mit der Repräsentation der Arbeitnehmer­
schaft des Betriebes, ihrer Organe und deren Funk­
tionen Zusammenhängen. Vielmehr geht es bei der 
Wahl der gewerkschaftlichen Vertrauensleute um die 
Bestimmung gewerkschaftlicher Funktionsträger durch
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Gewerkschaftsallgehörige und damit um einen verbands­
internen Organisationsakt der Gewerkschaft. Des nä­
heren geht es hier um die Präge, ob die Klägerin 
eben zur Durchführung dieses Organisationsaktes die 
Betriebsräume der Beklagten auch gegen deren Willen 
in Anspruch nehmen darf.

II.1. In der Sache selbst hat das Landesarbeitsge- 
richt ausgeführt, auf Art. 9 Abs. 3 GG könne die 
Klägerin ihren Klageanspruch nicht stützen; denn 
die Wahl von gewerkschaftlichen Vertrauensleuten 
im Betrieb sei nicht dem Kembereich der verfas­
sungsrechtlich gesicherten gewerkschaftlichen Betä­
tigungsfreiheit zuzurechnen. Es gehe bei der Wahl 
von gewerkschaftlichen Vertrauensleuten nicht in 
erster Linie um Werbung oder Information, sondern 
um eine verbandsinterne Maßnahme, die sich im in­
nergewerkschaftlichen Bereich abspiele. Der geeig­
nete Ort hierfür sei das Gewerkschaftshaus oder 
ein sonstiger Raum, in dem die Gewerkschaft das 
Hausrecht ausüben könne. Der Natur der Sache nach 
erscheine es auch nicht erforderlich, die Wahl 
von gewerkschaftlichen Vertrauensleuten im jewei­
ligen Betrieb durchführen zu lassen. Die Klägerin 
habe durchaus die Möglichkeit, die Wahl nach de­
mokratischen Grundsätzen außerhalb der Betriebs­
stätte vorzunehmen.

Dieser Auffassung des Landesarbeitsgerichts 
tritt der Senat im Ergebnis und auch in allen we­
sentlichen Teilen der Begründung bei.

a) Art. 9 Abs. 3 GG gewährleistet nicht nur je­
dermann das Recht, sich mit anderen zu Koalitionen 
zusammenzuschließen. In den Schutz dieser Verfas­
sung sbe Stimmung sind auch die Koalitionen selbst 
in ihrer Existenz und Punktionsfähigkeit einbezo­
gen. Art. 9 Abs. 3 GG gewährleistet den Koalitio-
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nen (Gewerkschaften) ihr Entstehen und ihren Bestand, 
schützt darüber hinaus aber auch einen Kerabereich 
koalitionsgemäßer Tätigkeiten, d. h. derjenigen Tä­
tigkeiten, für die die Koalitionen gegründet und 
die für die Erhaltung und Sicherung ihrer Existenz 
unerläßlich sind. Das entspricht der ständigen 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und 
des erkennenden Senats (vgl. u.a. BVerfGE 4, 96 
[101 f.] = AP Nr. 1 zu Art. 9 GG; BVerfGE 28, 295 
[3053 = AP Nr. 16 zu Art. 9 GG; BVerfGE 38, 281 
[505] = AP Nr. 23 zu Art. 9 GG; BAG Urteil vom 14. 
Februar 1967 - 1 AZR 494/63 - BAG 19, 217 [222] *
AP Nr. 10 zu Art. 9 GG; BAG Urteil vom 14. Februar 
1978 - 1 AZR 280/77 -, auch zur Veröffentlichung 
in der Amtlichen Sammlung und im Nachschlagewerk 
des Bundesarbeitsgerichts bestimmt).

b) Nach den vom Hauptvorstand der Klägerin am 29. 
September 1972 beschlossenen Richtlinien für ge­
werkschaftliche Vertrauensleute arbeiten die Ver­
trauensleute im Rahmen der Satzung der Klägerin 
an der Gestaltung und Festigung der gewerkschaft­
lichen Organisation mit und vertreten die Gewerk­
schaft spolitik der Klägerin im Betrieb. Zu ihren 
besonderen Aufgaben gehören die Information der 
Mitglieder der Klägerin über Aufgaben, Ziele und 
Tätigkeiten ihrer Gewerkschaft, die Bekanntgabe 
von Beschlüssen, Anweisungen und Mitteilungen ge­
werkschaftlicher Organe sowie die Sorge für deren 
Beachtung und Befolgung, die allgemeine arbeits- 
und tarifrechtliche Betreuung der Gewerkschaftsmit­
glieder, die Werbung neuer Mitglieder, die Mitwir­
kung bei der Vorbereitung und Durchführung der 
Wahlen für den Betriebsrat, die Betriebsjugendver- 
tretung und den Aufsichtsrat sowie die Unterstüt­
zung der Verwaltungsstelle der Klägerin und ihre 
Unterrichtung über alle das Interesse der Klägerin
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berührenden wichtigen Vorgänge im Betrieb. Wie der 
Senat in seinen oben zitierten Urteilen vom 14. 
Februar 1967 und vom 14. Februar 1978 des näheren 
dargelegt hat, ist die gewerkschaftliche Betreu- 
ungs-, Werbe- und Informationstätigkeit im Betrieb 
notwendige Voraussetzung zur Erhaltung und Siche­
rung der Existenz der Gewerkschaft und nimmt daher 
an dem verfassungsrechtlichen Schutz eines Kernbe- 
reichs koalitionsgemäßer Betätigung teil. Damit ist 
auch das Institut der gewerkschaftlichen Vertrau­
ensleute, die allein ein voll wirksames Bindeglied 
zwischen dem hauptamtlichen Funktionärskörper der 
Gewerkschaft und den Gewerkschaftsmitgliedern im 
Betriebe darstellen und die dort auch den sonsti­
gen Arbeitnehmern gegenüber die Gewerkschaft reprä­
sentieren, verfassungsrechtlich abgesichert.

c) Die verfassungsrechtliche Garantie der koali­
tionsspezifischen Betätigung der gewerkschaftli­
chen Vertrauensleute im Betrieb bedeutet jedoch 
nicht,daß damit auch die Wahl der Vertrauensleute 
im Betrieb verfassungsrechtlich gesichert wäre.

Für die Anerkennung des gewerkschaftlichen 
Betreuungs-, Informations- und Werberechtes auch 
im Betriebe ist die Überlegung maßgebend, daß die­
ses verfassungsrechtlich geschützte Betätigungs­
recht der Koalitionen wesentlich verkürzt und in 
seiner Effektivität weitgehend eingeschränkt wür­
de, wenn die Gewerkschaften bei der Ausübung die­
ses Rechts gerade von den Stätten ferngehalten 
werden, an denen sich das Arbeitsleben abspielt 
und wo ihre auf die Wahrung und Förderung der Ar- 
beits- und Wirtschaftsbedingungen gerichtete Tä­
tigkeit vor allem ihre Wirkung entfalten soll. 
Gleiches läßt sich für die Wahl der gewerkschaft­
lichen Vertrauensleute nicht sagen.
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Die Wahl der gewerkschaftlichen Vertrauensleu­
te ist ein innergewerkschaftlicher Organisationsakt, 
an dem nur die Gewerkschaftsmitglieder teilnehmen 
können. Durch ihn schafft sich die Gewerkschaft ei­
nen ehrenamtlichen Funktionärskörper, durch den sie 
ihre koalitionsspezifischen Aufgaben im Betriebe 
wahmehmen lassen will. Der Wahlakt selbst gehört 
noch nicht zu den auf die Wahrung und Förderung der 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen gerichteten Tä­
tigkeiten der Gewerkschaft, sondern schafft hierfür 
erst die erforderlichen personellen Voraussetzun­
gen. Die Wahl der Vertrauensleute ist deshalb zur 
Sicherung der Funktionsfähigkeit der Gewerkschaft 
zwar notwendig; es ist dazu aber nicht unerläßlich, 
daß die Wahl gerade im Betriebe stattfindet. Sie 
kann auch an einem anderen Ort außerhalb des Be­
triebes durchgeführt werden, ohne daß dies auf un­
überwindliche Schwierigkeiten stößt. Der Hinweis 
der Klägerin, daß in diesem Falle die Wahlbeteili­
gung geringer sei, vermag die Notwendigkeit der 
Wahl im Betriebe nicht zu begründen. Es ist Sache 
der Klägerin, ihre Mitglieder dergestalt anzuspre­
chen und zu motivieren, daß sie zur Wahl erschei­
nen und von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen. Eben­
so ist es ihre Sache, für reale Teilnahmemöglich­
keiten ihrer Mitglieder an der innerverbandlichen 
Willensbildung zu sorgen. Stehen gewerkschaftsei­
gene Räume in der Nähe der Betriebsstätte nicht 
zur Verfügung, so bleibt die Möglichkeit, geeigne­
te Bäume anzumieten oder einen Wahlbus einzusetzen, 
in dem die Gewerkschaftsmitglieder in unmittelbarer 
Nähe der Betriebsstätte ihre Stimme abgeben können. 
Auf diese Weise kann eine ähnlich hohe Wahlbeteili­
gung erreicht werden wie bei einer Wahl im Betrie­
be selbst. Daß die Wahl der Vertrauensleute bei In­
anspruchnahme der Betriebsräume für die Klägerin 
leichter und kostengünstiger durchgeführt werden
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könnte, ist kein ausschlaggebender Gesichtspunkt; 
bei der Wahl handelt es sich um eine ureigene Sa­
che der Klägerin. Ebensowenig ist die Durchführung 
der Wahl der gewerkschaftlichen Vertrauensleute im 
Betriebe allein deswegen dem verfassungsrechtlich 
garantierten Kembereich koalitionsgemäßer Betä­
tigung zuzurechnen, weil dadurch auch die Präsenz 
der Gewerkschaft in der Betriebsöffentlichkeit zu 
Tage tritt, was wiederum einen Werbeeffekt auslösen 
kann. Es geht bei der Wahl der Vertrauensleute nicht 
in erster Linie um Werbung. Die Wahl dient nicht 
der Werbung, sondern der Konstituierung gewerk­
schaftlicher Funktionsträger, Der Werbeeffekt ist 
nur eine Nebenwirkung der Wahl, nicht aber deren 
eigentliches Ziel.

Ist hiernach die Inanspruchnahme der Betriebs­
räume für die Wahl der gewerkschaftlichen Vertrau­
ensleute zur Erhaltung und Sicherung der Existenz 
der Klägerin nicht unerläßlich, dann kann das Kla­
gebegehren nicht auf Art. 9 Abs. 3 GG gestützt wer­
den.

2. Dem Landesarbeitsgericht ist weiter darin bei­
zutreten, daß das Übereinkommen Nr. 135 der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation vom 23. Juni 1971 
über Schutz und Erleichterungen für Arbeitnehmer­
vertreter im Betrieb (BGBl. II 1973, 953) ebenfalls 
keine Rechtsgrundlage für das Klagebegehren abgibt.

Das Übereinkommen begründet keine unmittelba­
ren Rechtsansprüche. Es bedarf der Durchführung 
und verpflichtet die dazu berufenen innerstaatli­
chen Organe und Verbände, einen dem Übereinkommen 
entsprechenden Rechtszustand herzustellen. Das kann 
nach Art. 6 des Übereinkommens durch die inner­
staatliche Gesetzgebung, durch Gesamtarbeitsver- 
träge oder auf irgendeine andere, den innerstaat­
lichen Gepflogenheiten entsprechende Art und Weise
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geschehen. Ob dazu, wie die Klägerin meint, not­
falls auch die Gerichte befugt wären, wenn der Ge­
setzgeber untätig bleibt, kann dahinstehen; das 
Übereinkommen verpflichtet den innerstaatlichen 
Gesetzgeber nicht, den Gewerkschaften das Recht 
einzuräumen, ihre Vertrauensleute in den Betrieben 
wählen zu lassen. Das Übereinkommen enthält über­
haupt keine ausdrückliche Regelung über die Wahl 
gewerkschaftlicher Vertrauensleute. In Art. 2 Abs. 
1 heißt es nur allgemein, daß den Arbeitnehmer­
vertretern im Betrieb Erleichterungen zu gewähren 
sind, die geeignet sind, ihnen die rasche und 
wirksame Durchführung ihrer Aufgaben zu ermögli­
chen. Nach Art. 3 gelten als Arbeitnehmervertre­
ter im Sinne des Übereinkommens Gewerkschaftsver­
treter oder gewählte Vertreter, d. h. Vertreter, 
die von den Arbeitnehmern des Betriebs im Einklang 
mit den Bestimmungen der innerstaatlichen Gesetz­
gebung oder von Gesamtarbeitsverträgen frei ge­
wählt werden und deren Funktionen sich nicht auf 
Tätigkeiten erstrecken, die in dem betreffenden 
Land als ausschließliches Vorrecht der Gewerk­
schaften anerkannt sind. Gewählte Vertreter in 
diesem Sinne sind die Mitglieder der Betriebsver­
tretungsorgane nach dem Betriebsverfassungsge­
setz. Art. 4 des Übereinkommens überläßt es der 
innerstaatlichen Regelung zu bestimmen, welche 
Art oder Arten von Arbeitnehmervertretern An­
spruch auf den Schutz und die Erleichterungen ha­
ben, die in dem Übereinkommen vorgesehen sind.
Das deutsche Recht hat die Bestimmungen des Über­
einkommens für die Mitglieder der Betriebsvertre­
tungsorgane verwirklicht. Das genügt zur inner­
staatlichen Durchführung des Übereinkommens. Das 
Übereinkommen verlangt nicht, daß beide Arten von 
Arbeitnehmernvertretern, nämlich die Betriebsrats­
mitglieder und die Gewerkschaftsvertreter, den
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Schutz und die Erleichterungen, die es vorsieht, 
halten.

gez.: Dr. Müller Bichler Dr. Seidensticker

er-

Bücker Dr. Giese
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